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Sicherheitspolitik

Die Sicherheit der Schweiz und die Abschaffung der Armee

1. Die Gesamtverteidigungskonzeption
und die Erhaltung der nationalen Sicherheit
der Schweiz

Der Bundesrat hat in seiner Konzeption vom
27. Juni 1973 über die Gesamtverteidigung auf
der Grundlage des Zweckartikels 2 der Bundes-
Verfassung für die Schweiz vier Sicherheitsziele
festgelegt:

1. Wahrung des Friedens in Unabhängigkeit;
2. Wahrung der Handlungsfreiheit;
3. Schutz der Bevölkerung;
4. Behauptung des Staatsgebietes.

Während das zweite Ziel auf die Regierung ge-
richtet ist, wird mit dem dritten Ziel die Bevöl-
kerung und mit dem vierten Ziel das Territorium
der Schweiz angesprochen. Regierung, Bevölke-
rung und Territorium sind die drei Komponen-
ten, die einen Staat bestimmen. Das erste Ziel
stellt die Voraussetzung, damit die anderen drei
Ziele verwirklicht werden können, und gleich-
zeitig sind aber diese Ziele wiederum auf die Er-
füllung dieses Oberziels ausgerichtet. Die Ver-
wirklichung der vier Ziele ermöglicht der
Schweiz und ihren Bürgern die Erhaltung der
nationalen Sicherheit. Eines der wichtigsten
Mittel hierzu ist die Armee.

2. Die Abschaffung der Armee und die
Umweltsicherheit

Die Volksinitiative «Schweiz ohne Armee»,
über die derNationalrat am 7., 8. und 12.12.1988
debattiert und die er mit überzeugender Mehr-
heit abgelehnt hat, stellt die Erhaltung der natio-
nalen Sicherheit der Schweiz in Frage und
möchte dieses Ziel beseitigen. Dieser Initiative
haben die folgenden Damen und Herren am
Schluss der Debatte zugestimmt: Ursula Bäum-
lin, Braunschweig, Carobbio, Fankhauser, Fetz,
Herczog, Leutenegger, Oberholzer, Fitteloud,
Rechsteiner, Spielmann, Stocker, Thür und Zieg-
1er.

Während der Debatte ist von einigen Votanten,
zu denen auch die Befürworter der Initiative ge-
hörten, immer wieder auch die Ausdehnung des
Sicherheitszieles über die nationale Sicherheit
hinaus auf andere Bereiche unseres Staatswe-

sens verlangt worden. So wurde eine umfassen-
dere Definition der Sicherheit unter Einschluss
der Umweltsicherheit postuliert. Für eine sol-
che Erweiterung der Sicherheit plädierte auch
der SP-Vorsitzende Hubacher, indem er im Zu-
sammenhang mit seinem Minderheitsantrag
«Jeder Schweizer ist wehrpflichtig. Im Rahmen
der Glaubens- und Gewissensfreiheit besteht
ein sozialer Zivildienst.»
eine teilweise Umverlagerung der Aufwendun-
gen für die Armee zugunsten der Umweltpolitik
verlangte:

«Unser Eventualantrag will folgendes: Überle-

gen Sie sich einmal, mit wieviel Einsatz die mili-
tärische Landesverteidigung finanziert, organi-
siert und personell dotiert wird - es gibt ja kaum
ein zweites europäisches Land mit soviel Militär
ständig im Einsatz wie das unsrige. Wenn man
nur die Hälfte dieses Aufwandes für die Um-
weltpolitik einsetzen würde, könnte die

Schweiz, statt immer ihre Angst vor den „bösen
Russen" zu kultivieren, an internationalen Kon-
ferenzen einmal sagen: Wir setzen 300 Millio-
nen Franken gegen die Zerstörung von Tropen-
wäldern ein; wir helfen diesen armen Ländern,
damit sie nicht Wälder kaputtmachen müssen,
die unser Klima dann auch betreffen.»

Auch weitere Nationalrätinnen und Nationalrä-
te des linken oder ökologischen Spektrums,
die die Initiative bejahten oderzumindest unter-
stützten, verlangten in ihren Voten eine Ände-

rung des bisherigen Sicherheitsverständnisses
in Richtung einer sozialen und Umweltsicher-
heit. Dieses Postulat wird übrigens durch ver-
schiedene Friedensforschergefördert und unter-
stützt.

Zu Recht lehnen der Bundesrat und die über-
wiegende Mehrheit des Nationalrates die Ab-
Schaffung der Armee und damit die Beseitigung
der nationalen Sicherheit als Ziel unseres Staats-
wesens wie auch die Ausdehnung des Sicher-
heitsbegriffes auf die Umwelt ab. Die Verknüp-
fung der nationalen Sicherheit mit anderen Si-
cherheitsaspekten, wie die soziale und Umwelt-
Sicherheit, würde zu einer Ausdehnung der Ge-
samtverteidigung ins Uferlose führen, die poli-
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tisch und organisatorisch nicht bewältigt werden
könnte. Auch würde eine solche Ausuferung zu
einer ständigen Einmischung des Staates in den

privaten Bereich und die persönliche Sphäre der
Schweizer Bürgerinnen und Bürger führen.

3. Die bewaffnete Neutralität und die
wirtschaftliche Sicherheit der Schweiz

Was die Abschaffung der Armee und damit die
Eliminierung der nationalen Sicherheit betrifft,
so steht dies im Widerspruch zur politischen La-

ge und zur wirtschaftlichen Abhängigkeit der
Schweiz vom Ausland. Die Schweiz ist ein Staat

Mitteleuropas. Als solcher sind sie und ihre Be-
wohner den Einwirkungen der Nachbarstaaten
und den machtpolitischen Auseinandersetzun-
gen auf dem europäischen Kontinent unterwor-
fen.

Die Abschaffung der Armee wäre eine Verlet-
zung der Verpflichtungen der bewaffneten Neu-
tralität, die am 20. März 1815 der Schweiz durch
die Erklärung der Siegermächte des Wiener
Kongresses auferlegt worden sind. Die Sowjet-
union gehört als Nachfolgestaat des zaristischen
Russlands zu diesen Siegermächten. Durch die
Abschaffung ihrer Armee würde die Schweiz zu
einem politischen und militärischen Unsicher-
heitsfaktor für ihre Nachbarstaaten werden. Ei-
ner solchen Entwicklung wollten aber die Sie-

germächte des Wiener Kongresses vorbeugen.

Die politische Unsicherheit würde auch die Ent-
wicklung der wirtschaftlichen Beziehungen der
Schweiz zur EG nach 1992 negativ bestimmen.
Die EG-Staaten würden nur zögernd ihre wirt-
schaftlichen Beziehungen zu einer politisch un-
zuverlässigen Schweiz weiterentwickeln, Sie

würden der Schweiz als verteidigungspoliti-
sehen Trittbrettfahrer ihre Bedingungen diktie-
ren. Auch könnte die Schweiz den bisherigen
Ruf eines stabilen und sicheren Staates und da-

mit den Anreiz für ausländische Investoren ver-
lieren. Die Abschaffung der Armee und damit
die Beseitigung der nationalen Sicherheit als

Ziel unseres Staates würde nicht nur das bisheri-
ge Wirtschaftswachstum der Schweiz in Frage
stellen, sondern auch zu erheblichen Wirtschaft-
liehen Rückschlägen führen.

4. Die wahren Ziele der Initianten

Aufgrund ihrerNeutralitätsverpflichtungen und
ihrer Stellung in Mitteleuropa gilt für die
Schweiz, dass die Erhaltung der nationalen Si-
cherheit die Voraussetzung für die Förderung
der wirtschaftlichen Sicherheit ihrer Bürgerin-
nen und Bürger ist. Die Zerstörung dieser Bezie-
hung und damit die Zerschlagung des bestehen-
den Wirtschafts- und Gesellschaftssystems der
Schweiz bildet das eigentliche Ziel der Initian-
ten der Armeeabschaffungsinitiative. Leider
werden sie dabei durch gutgläubige Bürgerin-
nen und Bürger unterstützt, die den eigentli-
chen Zusammenhang zwischen der Armee als

Stabilisierungsfaktor in Mitteleuropa und dem
Wirtschaftswachstum der Schweiz nicht zu er-
kennen vermögen. Dass dies das eigentliche
Ziel der Initiative ist, hat Nationalrat Ziegler an-
lässlich der Debatte auch bekannt:

«Pour l'instant, dans l'empire colonial helvéti-
que, le soleil ne se couche jamais. La politique
que l'initiative vous demande de mener désor-
mais, mettra fin à ce dernier... Ce sont les rai-
sons pour lesquelles je vous demande d'accepter
la proposition de minorité et de voter oui à fini-
tiative.»

Leider werden diese Demagogen durch Frie-
densforscher unterstützt, die mit ihren Träumen
über eine Utopie die Wirklichkeit vergessen und
die bis jetzt, abgesehen von einer Verschleude-

rung von Steuergeldern, keine wissenschaftlich
abgesicherten Ergebnisse ihrer unzähligen For-
schungsprojekte vorweisen können. Mit ihren
wissenschaftlich ungesicherten Ergebnissen
versuchen sie die Thesen der Demagogen zu be-

legen. Dadurch unterstützen sie die «friedens-
politischen» Demagogen in ihrer Arbeit als Rat-

tenfänger von Hameln.

fro/ Dr. zl/öer/ f. Sïa/îe/

Die Verteidigung des heimatli-
chen Bodens gegen äussere An-
griffe soll eine Pflicht für alle
sein, die fähig sind, diese Pflicht
zu erfüllen.

August Bebel
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